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(3) In Arbeitsamtsbezirken im Sinne des Absatzes 2 darf 
für Arbeitnehmer, deren Zuweisung in eine Maßnahme aus 
arbeitsmarkt- oder sozialpolitischen Gründen in besonderer 
Weise geboten ist, der Zuschuß bis zu einhundert vom Hun­
dert betragen, wenn der Träger finanziell außerstande ist, 
einen Teil des Arbeitsentgelts der zugewiesenen Arbeitnehmer 
zu übernehmen. Zuschüsse nach Satz 1 dürfen für höchstens 
fünfzehn vom Hundert aller in einem Kalenderjahr zugewie- 
senen Arbeitnehmer bewilligt werden.

(4) Der Zuschuß wird nur für die von den zugewiesenen 
Arbeitnehmern innerhalb der Arbeitszeit des § 69 geleisteten 
Arbeitsstunden gezahlt.

§95
Antragstellung und Verfahren

(1) Die Förderung ist von dem Träger vor Beginn der Maß­
nahme bei dem Arbeitsamt zu beantragen, in dessen Bezirk 
die Maßnahme durchgeführt werden soll. § 49 Abs. 3 gilt ent­
sprechend.

(2) (gegenstandslos)
(3) Der Minister für Arbeit und Soziales bestimmt unter 

Berücksichtigung des Zweckes der Maßnahmen zur Arbeits­
beschaffung sowie der Lage und Entwicklung des Arbeits­
marktes durch Anordnung das Nähere über die Förderung 
aus Mitteln der Arbeitsverwaltung, insbesondere über die 
Höhe des Zuschusses und die Bedingungen des Darlehens, 
über die Gewährung und die Höhe von Zinszuschüssen, über 
die Abberufung von zugewiesenen Arbeitnehmern, über die 
Förderungsfrist sowie über das Verfahren. Für Maßnahmen, 
deren Förderung vor dem 30. Juni 1991 bewilligt wird, kann 
er die Förderungsfähigkeit von juristischen Personen des öf­
fentlichen Rechts abweichend von §91 Abs. 2 Satz3 regeln; 
er kann ferner für solche Maßnahmen die Höhe des Zuschus­
ses abweichend von § 94 bestimmen, jedoch nicht höher als 
einhundert vom Hundert des Arbeitsentgelts, und von der 
Begrenzung des § 94 Abs. 3 Satz 2 absehen. Er soll für schwer 
vermittalbare Arbeitslose Ausnahmen von den Vorschriften 
des § 91 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 zulassen, wenn dies nach 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmäßig er­
scheint. Er kann Leistungen pauschalieren und zinslose Dar­
lehen zulassen.

§96
(gegenstandslos)

2. Maßnahmen znr Arbeitsbeschaffung für 
ältere Arbeitnehmer

§97
Zuschüsse zu den Lohnkosten

(1) Die Arbeitsverwaltung kann Arbeitgebern zu den Lahn­
kosten älterer Arbeitnehmer, die
1. mindestens fünfundfünfzig Jahre alt sind,
2. innerhalb der letzten achtzehn Monate vor Beginn des 

Arbeitsverhältnisses mindestens zwölf Monate beim Ar­
beitsamt arbeitslos gemeldet oder in einer nach den §§ 91 
bis 95 geförderten, allgemeinen Maßnahme zur Arbeits­
beschaffung beschäftigt waren und

3. zusätzlich eingestellt und beschäftigt werden,
Zuschüsse gewähren, soweit dies nach Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarktes zweckmäßig erscheint, um Arbeitslosig­
keit älterer Arbeitnehmer zu beheben. Die Zuschüsse dürfen 
nur für Arbeitnehmer gewährt werden, die in absehbarer Zeit 
auch mit Hilfe von Leistungen nach dem Zweiten Abschnitt 
nicht in ein Arbeitsverhältnis vermittelt werden können.

(2) Die Zuschüsse 'betragen in der Regel fünfzig vom Hun­
dert des tariflichen oder, soweit eine tarifliche Regelung nicht 
besteht, des für die Beschäftigung ortsüblichen Arbeitsent­
gelts. Sie dürfen siebzig vom Hundert, soweit Arbeitgeber 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts ist, sechzig

vom Hundert dieses Arbeitsentgelts nicht übersteigen. Jeweils 
spätestens nach Ablauf eines Förderungsjahres vermindert 
sich der Zuschuß um mindestens zehn vom Hundert des Ar­
beitsentgelts bis auf mindestens dreißig vom Hundert des Ar­
beitsentgelts. Die Förderung endet spätestens mit Ablauf des 
Förderungsjahres, für das der Zuschuß dreißig vom Hundert, 
soweit Arbeitgeber eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts ist, vierzig vom Hundert des Arbeitsentgelts beträgt. 
§ 93 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 1 und Satz 3 sowie Abs. 2 und 3 gilt 
entsprechend.

(3) In der Zeit vom 1. Juli 1990 bis zum 31. Dezember 1995 
gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 mit der Maßgabe, daß die Arbeits­
verwaltung Arbeitgebern Zuschüsse auch zu den Lohnkosten 
älterer Arbeitnehmer, die mindestens fünfzig Jahre alt sind, 
gewähren kann. Für Maßnahmen, deren Förderung vor dem
1. Januar 1996 bewilligt wird, gilt Satz 1 bis zum Ende der 
Förderung.

(4) In Fällen, in denen es aus arbeitsmarkt- oder sozial­
politischen Gründen geboten ist, insbesondere bei älteren 
Arbeitslosen, die vor Beginn des Arbeitsverhältnisses min­
destens achtzehn Monate beim Arbeitsamt arbeitslos gemel­
det sind, kann der Zuschuß nach Absatz 2 bis zu siebzig vom 
Hundert des Arbeitsentgelts betragen, von einer Verminde­
rung des Zuschusses abgesehen werden und die Förderung bis 
zu acht Jahren dauern; bei einer Arbeitslosigkeit von min­
destens vierundzwanzig Monaten kann der Zuschuß bis fünf­
undsiebzig vom Hundert betragen.

§98
Leistungen zur Schaffung von Arbeitsplätzen

Die Arbeitsverwaltung kann Arbeitgebern Darlehen oder 
Zuschüsse für den Aufbau, die Erweiterung und die Ausstat­
tung von Betrieben und Betriebsabteilungen gewähren, die die 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer zum Ziele haben. Zu­
schüsse sollen nur gewährt werden, soweit das Ziel der För­
derung nicht durch Darlehen erreicht werden kann. Die Ar­
beitsverwaltung kann die Förderung von Bedingungen oder 
Auflagen abhängig machen, insbesondere davon, daß auch 
eine andere Stelle den Betrieb in angemessenem Umfang 
fördert.

§ 99
Durchführung der Förderung

Der Minister für Arbeit und Soziales kann zur Durchfüh­
rung der §§ 97 und 98 durch Anordnung das Nähere über Vor­
aussetzungen, Art, Umfang und Überwachung der Förderung 
bestimmen. Dabei kann er die Zuschüsse nach § 97 pauscha­
lieren.

V i e r t e r  A b s c h n i t t
Leistungen bei Arbeitslosigkeit und bei 
Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers

Erster Unterabschnitt
Leistungen der Arbeitslosenversicherung 

(Arbeitslosengeld)
\

§ 100
Anspruchsvoraussetzungen

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer arbeitslos ist, 
der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht, die Anwart­
schaftszeit erfüllt, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet 
und Arbeitslosengeld beantragt hat.

(2) Wer das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet, hat 
vom Beginn des folgenden Monats an keinen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld.

§ 101
Begriff der Arbeitslosigkeit

(1) Arbeitslos im Sinne des Gesetzes ist ein Arbeitnehmer, 
der vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhältnis


